
Ausländerrecht: AuslR

37. Auflage 2023
ISBN 978-3-406-80246-1
Beck im dtv

https://www.beck-shop.de/auslaenderrecht-auslr/product/34938214?utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_lp&utm_campaign=pdf_34938214&campaign=pdf/34938214


139

titels ist, dürfen von einer anderen Behörde nur im Einvernehmen mit der
Behörde geändert oder aufgehoben werden, die die Maßnahme angeordnet
hat. 2 Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Aufenthalt des Ausländers nach
den Vorschriften des Asylgesetzes1) auf den Bezirk der anderen Ausländerbe-
hörde beschränkt ist.

(3a) 1Die Aufhebung einer Wohnsitzverpflichtung nach § 12a Absatz 5 darf
nur mit Zustimmung der Ausländerbehörde des geplanten Zuzugsorts erfolgen.
2Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die Voraussetzungen des § 12a Absatz 5
vorliegen; eine Ablehnung ist zu begründen. 3Die Zustimmung gilt als erteilt,
wenn die Ausländerbehörde am Zuzugsort nicht innerhalb von vier Wochen ab
Zugang des Ersuchens widerspricht. 4Die Erfüllung melderechtlicher Ver-
pflichtungen begründet keine Zuständigkeit einer Ausländerbehörde.

(4) 1Ein Ausländer, gegen den öffentliche Klage erhoben oder ein strafrecht-
liches Ermittlungsverfahren eingeleitet ist, darf nur im Einvernehmen mit der
zuständigen Staatsanwaltschaft ausgewiesen und abgeschoben werden. 2Ein
Ausländer, der zu schützende Person im Sinne des Zeugenschutz-Harmonisie-
rungsgesetzes ist, darf nur im Einvernehmen mit der Zeugenschutzdienststelle
ausgewiesen oder abgeschoben werden. 3Des Einvernehmens der Staatsanwalt-
schaft nach Satz 1 bedarf es nicht, wenn nur ein geringes Strafverfolgungs-
interesse besteht. 4Dies ist der Fall, wenn die Erhebung der öffentlichen Klage
oder die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wegen einer Straftat nach § 95
dieses Gesetzes oder nach § 9 des Gesetzes über die allgemeine Freizügigkeit
von Unionsbürgern2) oder Straftaten nach dem Strafgesetzbuch mit geringem
Unrechtsgehalt erfolgt ist. 5 Insoweit sind Straftaten mit geringem Unrechts-
gehalt Straftaten nach § 113 Absatz 1, § 115 des Strafgesetzbuches, soweit er die
entsprechende Geltung des § 113 Absatz 1 des Strafgesetzbuches vorsieht, den
§§ 123, 166, 167, 169, 185, 223, 240 Absatz 1, den §§ 242, 246, 248b, 263
Absatz 1, 2 und 4, den §§ 265a, 267 Absatz 1 und 2, § 271 Absatz 1, 2 und 4,
den §§ 273, 274, 276 Absatz 1, den §§ 279, 281, 303 des Strafgesetzbuches,
dem § 21 des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 430) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, und dem § 6 des Pflichtversicherungsgesetzes vom 5. April
1965 (BGBl. I S. 213), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom
6. Februar 2017 (BGBl. I S. 147) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung, es sei denn, diese Strafgesetze werden durch verschiedene Handlungen
mehrmals verletzt oder es wird ein Strafantrag gestellt.

(5) § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch3) gilt nicht für Ausreiseeinrich-
tungen und Einrichtungen, die der vorübergehenden Unterbringung von Aus-
ländern dienen, denen aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen
Gründen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt oder bei denen die Abschiebung
ausgesetzt wird.

(6) 1Vor einer Entscheidung über die Erteilung, die Verlängerung oder den
Widerruf eines Aufenthaltstitels nach § 25 Abs. 4a oder 4b und die Festlegung,
Aufhebung oder Verkürzung einer Ausreisefrist nach § 59 Absatz 7 ist die für
das in § 25 Abs. 4a oder 4b in Bezug genommene Strafverfahren zuständige

1) Nr. 21.
2) Nr. 7.
3) Nr. 36.
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Staatsanwaltschaft oder das mit ihm befasste Strafgericht zu beteiligen, es sei
denn, es liegt ein Fall des § 87 Abs. 5 Nr. 1 vor. 2 Sofern der Ausländerbehörde
die zuständige Staatsanwaltschaft noch nicht bekannt ist, beteiligt sie vor einer
Entscheidung über die Festlegung, Aufhebung oder Verkürzung einer Ausreise-
frist nach § 59 Absatz 7 die für den Aufenthaltsort zuständige Polizeibehörde.

(7) Zur Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen der §§ 16a, 16d, 16e,
18a, 18b, 18c Absatz 3 und der §§ 19 bis 19c können die Ausländerbehörde,
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sowie die Auslandsvertretung zur
Erfüllung ihrer Aufgaben die Bundesagentur für Arbeit auch dann beteiligen,
wenn sie ihrer Zustimmung nicht bedürfen.

§ 72a Abgleich von Visumantragsdaten zu Sicherheitszwecken.
(1) 1Daten, die im Visumverfahren von der deutschen Auslandsvertretung

zur visumantragstellenden Person, zum Einlader und zu Personen, die durch
Abgabe einer Verpflichtungserklärung oder in anderer Weise die Sicherung des
Lebensunterhalts garantieren oder zu sonstigen Referenzpersonen im Inland
erhoben werden, werden zur Durchführung eines Abgleichs zu Sicherheits-
zwecken an das Bundesverwaltungsamt übermittelt. 2Das Gleiche gilt für Daten
nach Satz 1, die eine Auslandsvertretung eines anderen Schengen-Staates nach
Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 810/20091) des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der Ge-
meinschaft (Visakodex) (ABl. L 243 vom 15.9.2009, S. 1) an eine deutsche
Auslandsvertretung zur Entscheidung über den Visumantrag übermittelt hat.
3Eine Übermittlung nach Satz 1 oder Satz 2 erfolgt nicht, wenn eine Daten-
übermittlung nach § 73 Absatz 1 Satz 1 erfolgt.

(2) 1Die Daten nach Absatz 1 Satz 1 und 2 werden in einer besonderen
Organisationseinheit des Bundesverwaltungsamtes in einem automatisierten
Verfahren mit Daten aus Antiterrordatei2) (§ 1 Absatz 1 des Antiterrordateige-
setzes) zu Personen abgeglichen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfer-
tigen, dass sie
1. einer terroristischen Vereinigung nach § 129a des Strafgesetzbuchs, die einen

internationalen Bezug aufweist, oder einer terroristischen Vereinigung nach
§ 129a in Verbindung mit § 129b Absatz 1 Satz 1 des Strafgesetzbuchs mit
Bezug zur Bundesrepublik Deutschland angehören oder diese unterstützen
oder

2. einer Gruppierung, die eine solche Vereinigung unterstützt, angehören oder
diese willentlich in Kenntnis der den Terrorismus unterstützenden Aktivität
der Gruppierung unterstützen oder

3. rechtswidrig Gewalt als Mittel zur Durchsetzung international ausgerichteter
politischer oder religiöser Belange anwenden oder eine solche Gewaltanwen-
dung unterstützen, vorbereiten oder durch ihre Tätigkeiten, insbesondere
durch Befürworten solcher Gewaltanwendungen, vorsätzlich hervorrufen
oder

4. mit den in Nummer 1 oder Nummer 3 genannten Personen nicht nur
flüchtig oder in zufälligem Kontakt in Verbindung stehen und durch sie
weiterführende Hinweise für die Aufklärung oder Bekämpfung des interna-

1) Nr. 15.
2) Richtig wohl: „der Antiterrordatei“.
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tionalen Terrorismus zu erwarten sind, soweit Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass sie von der Planung oder Begehung einer in Nummer 1
genannten Straftat oder der Ausübung, Unterstützung oder Vorbereitung
von rechtswidriger Gewalt im Sinne von Nummer 3 Kenntnis haben.

2Die Daten der in Satz 1 genannten Personen werden nach Kennzeichnung
durch die Behörde, welche die Daten in der Antiterrordatei gespeichert hat,
vom Bundeskriminalamt an die besondere Organisationseinheit im Bundesver-
waltungsamt für den Abgleich mit den Daten nach Absatz 1 Satz 1 und 2
übermittelt und dort gespeichert. 3Durch geeignete technische und organisato-
rische Maßnahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU)
2016/679 ist sicherzustellen, dass kein unberechtigter Zugriff auf den Inhalt der
Daten erfolgt.

(3) 1 Im Fall eines Treffers werden zur Feststellung von Versagungsgründen
nach § 5 Absatz 4 oder zur Prüfung von sonstigen Sicherheitsbedenken gegen
die Erteilung des Visums die Daten nach Absatz 1 Satz 1 und 2 an die Behörden
übermittelt, welche Daten zu dieser Person in der Antiterrordatei gespeichert
haben. 2Diese übermitteln der zuständigen Auslandsvertretung über das Bun-
desverwaltungsamt unverzüglich einen Hinweis, wenn Versagungsgründe nach
§ 5 Absatz 4 oder sonstige Sicherheitsbedenken gegen die Erteilung des Visums
vorliegen.

(4) 1Die bei der besonderen Organisationseinheit im Bundesverwaltungsamt
gespeicherten Daten nach Absatz 1 Satz 1 und 2 werden nach Durchführung
des Abgleichs nach Absatz 2 Satz 1 unverzüglich gelöscht; wenn der Abgleich
einen Treffer ergibt, bleibt nur das Visumaktenzeichen gespeichert. 2Dieses
wird gelöscht, sobald bei der besonderen Organisationseinheit im Bundesver-
waltungsamt feststeht, dass eine Mitteilung nach Absatz 3 Satz 2 an die
Auslandsvertretung nicht zu erfolgen hat, andernfalls dann, wenn die Mittei-
lung erfolgt ist.

(5) 1Die in Absatz 3 Satz 1 genannten Behörden dürfen die ihnen über-
mittelten Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Auf-
gaben erforderlich ist. 2Übermittlungsregelungen nach anderen Gesetzen blei-
ben unberührt.

(6) 1Das Bundesverwaltungsamt stellt sicher, dass im Fall eines Treffers der
Zeitpunkt des Datenabgleichs, die Angaben, die die Feststellung der abgegli-
chenen Datensätze ermöglichen, das Ergebnis des Datenabgleichs, die Weiter-
leitung des Datensatzes und die Verarbeitung des Datensatzes zum Zwecke der
Datenschutzkontrolle protokolliert werden. 2Die Protokolldaten sind durch
geeignete Maßnahmen gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am Ende
des Kalenderjahres, das dem Jahr ihrer Erstellung folgt, zu vernichten, sofern sie
nicht für ein bereits eingeleitetes Kontrollverfahren benötigt werden.

(7) Das Bundesverwaltungsamt hat dem jeweiligen Stand der Technik ent-
sprechende technische und organisatorische Maßnahmen nach den Artikeln
24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 zur Sicherung von Datenschutz
und Datensicherheit zu treffen, die insbesondere die Vertraulichkeit und die
Unversehrtheit der in der besonderen Organisationseinheit gespeicherten und
übermittelten Daten gewährleisten.

(8) 1Die datenschutzrechtliche Verantwortung für das Vorliegen der Voraus-
setzungen nach Absatz 2 Satz 1 trägt die Behörde, die die Daten in die
Antiterrordatei eingegeben hat. 2Die datenschutzrechtliche Verantwortung für
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die Durchführung des Abgleichs trägt das Bundesverwaltungsamt. 3Das Bun-
deskriminalamt ist datenschutzrechtlich dafür verantwortlich, dass die über-
mittelten Daten den aktuellen Stand in der Antiterrordatei widerspiegeln.

(9) 1Die Daten nach Absatz 2 Satz 2 werden berichtigt, wenn sie in der
Antiterrordatei berichtigt werden. 2 Sie werden gelöscht, wenn die Vorausset-
zungen ihrer Speicherung nach Absatz 2 Satz 1 entfallen sind oder die Daten in
der Antiterrordatei gelöscht wurden. 3Für die Prüfung des weiteren Vorliegens
der Voraussetzungen für die Speicherung der Daten nach Absatz 2 Satz 2 gilt
§ 11 Absatz 4 des Antiterrordateigesetzes entsprechend.

§ 73 Sonstige Beteiligungserfordernisse im Visumverfahren, im Re-
gistrier- und Asylverfahren und bei der Erteilung von Aufenthalts-
titeln. (1) 1Daten, die im Visumverfahren von der deutschen Auslandsvertre-
tung oder von der für die Entgegennahme des Visumantrags zuständigen
Auslandsvertretung eines anderen Schengen-Staates zur visumantragstellenden
Person, zum Einlader und zu Personen, die durch Abgabe einer Verpflichtungs-
erklärung oder in anderer Weise die Sicherung des Lebensunterhalts garan-
tieren, oder zu sonstigen Referenzpersonen im Inland erhoben werden, kön-
nen über das Bundesverwaltungsamt zur Feststellung von Versagungsgründen
nach § 5 Absatz 4, § 27 Absatz 3a oder zur Prüfung von sonstigen Sicherheits-
bedenken an den Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt für Verfassungs-
schutz, den Militärischen Abschirmdienst, das Bundeskriminalamt, die Bundes-
polizei und das Zollkriminalamt übermittelt werden. 2Das Verfahren nach § 21
des Ausländerzentralregistergesetzes1) bleibt unberührt. 3 In den Fällen des § 14
Abs. 2 kann die jeweilige mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschrei-
tenden Verkehrs beauftragte Behörde die im Visumverfahren erhobenen Daten
an die in Satz 1 genannten Behörden übermitteln.

(1a) 1Daten, die zur Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Identität
nach § 16 Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes2) und § 49 zu Personen im Sinne des
§ 2 Absatz 1a, 2 Nummer 1 des AZR-Gesetzes erhoben werden oder bereits
gespeichert wurden, können über das Bundesverwaltungsamt zur Feststellung
von Versagungsgründen nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2 des Asylgesetzes, § 60
Absatz 8 Satz 1 sowie § 5 Absatz 4 oder zur Prüfung von sonstigen Sicherheits-
bedenken an den Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt für Verfassungs-
schutz, den Militärischen Abschirmdienst, das Bundeskriminalamt, die Bundes-
polizei und das Zollkriminalamt übermittelt werden. 2Die in Satz 1 genannten
Daten können über das Bundesverwaltungsamt zur Feststellung der in Satz 1
genannten Versagungsgründe oder zur Prüfung sonstiger Sicherheitsbedenken
auch für die Prüfung, ob die Voraussetzungen für einen Widerruf oder eine
Rücknahme nach den §§ 73 bis 73b des Asylgesetzes vorliegen, an die in Satz 1
genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste übermittelt werden.
3Ebenso können Daten, die zur Sicherung, Feststellung und Überprüfung der
Identität
1. nach § 16 Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes, § 49 Absatz 5 Nummer 5,

Absatz 8 und 9 erhoben oder nach Artikel 21 der Verordnung (EU) Nr. 604/
20133) von einem anderen Mitgliedstaat an die Bundesrepublik Deutschland

1) Nr. 44.
2) Nr. 21.
3) Nr. 23.
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übermittelt wurden zu Personen, für die ein Aufnahme- oder Wiederauf-
nahmegesuch eines anderen Mitgliedstaates an die Bundesrepublik Deutsch-
land nach der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 gestellt wurde,

2. nach § 49 Absatz 5 Nummer 6 zu Personen erhoben wurden, die für ein
Aufnahmeverfahren nach § 23 oder die Gewährung von vorübergehendem
Schutz nach § 24 vorgeschlagen und von dem Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge in die Prüfung über die Erteilung einer Aufnahmezusage ein-
bezogen wurden, oder

3. nach § 49 Absatz 5 Nummer 6 erhoben oder von einem anderen Mitglied-
staat an die Bundesrepublik Deutschland übermittelt wurden zu Personen,
die auf Grund von Maßnahmen nach Artikel 78 Absatz 3 des Vertrags über
die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)1) in das Bundesgebiet
umverteilt werden sollen und vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
in die Prüfung über die Erteilung einer Aufnahmezusage einbezogen wur-
den,

über das Bundesverwaltungsamt zur Feststellung von Versagungsgründen oder
zur Prüfung sonstiger Sicherheitsbedenken an die in Satz 1 benannten Behör-
den übermittelt werden. 4Zusammen mit den Daten nach Satz 1 können zu
den dort genannten Personen dem Bundeskriminalamt für die Erfüllung seiner
gesetzlichen Aufgaben die Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 und 3 des
AZR-Gesetzes, Angaben zum Zuzug oder Fortzug und zum aufenthaltsrecht-
lichen Status sowie Daten nach § 3 Absatz 2 Nummer 6 und 9 des AZR-
Gesetzes übermittelt werden. 5Zu den Zwecken nach den Sätzen 1 bis 3 ist
auch ein Abgleich mit weiteren Datenbeständen beim Bundesverwaltungsamt
zulässig.

(2) 1Die Ausländerbehörden können zur Feststellung von Versagungsgrün-
den gemäß § 5 Abs. 4 oder zur Prüfung von sonstigen Sicherheitsbedenken vor
der Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels oder einer Duldung
oder Aufenthaltsgestattung die bei ihnen gespeicherten personenbezogenen
Daten zu den betroffenen Personen über das Bundesverwaltungsamt an den
Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt für Verfassungsschutz, den Militäri-
schen Abschirmdienst, das Bundeskriminalamt, die Bundespolizei und das
Zollkriminalamt sowie an das Landesamt für Verfassungsschutz und das Landes-
kriminalamt oder die zuständigen Behörden der Polizei übermitteln. 2Das
Bundesamt für Verfassungsschutz kann bei Übermittlungen an die Landesämter
für Verfassungsschutz technische Unterstützung leisten.

(3) 1Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Sicherheitsbehörden und
Nachrichtendienste teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit, ob
Versagungsgründe nach § 5 Abs. 4 oder sonstige Sicherheitsbedenken vorliegen;
bei der Übermittlung von Mitteilungen der Landesämter für Verfassungsschutz
zu Anfragen der Ausländerbehörden nach Absatz 2 kann das Bundesamt für
Verfassungsschutz technische Unterstützung leisten. 2Die deutschen Auslands-
vertretungen und Ausländerbehörden übermitteln den in Satz 1 genannten
Sicherheitsbehörden und Nachrichtendiensten unverzüglich die Gültigkeits-
dauer der erteilten und verlängerten Aufenthaltstitel; werden den in Satz 1
genannten Behörden während des Gültigkeitszeitraums des Aufenthaltstitels
Versagungsgründe nach § 5 Abs. 4 oder sonstige Sicherheitsbedenken bekannt,

1) Nr. 3.
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teilen sie dies der zuständigen Ausländerbehörde oder der zuständigen Aus-
landsvertretung unverzüglich mit. 3Die in Satz 1 genannten Behörden dürfen
die übermittelten Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer gesetzli-
chen Aufgaben erforderlich ist. 4Übermittlungsregelungen nach anderen Ge-
setzen bleiben unberührt.

(3a) 1Die in Absatz 1a genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichten-
dienste teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit, ob Versagungs-
gründe nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2 des Asylgesetzes, § 60 Absatz 8 Satz 1
sowie nach § 5 Absatz 4 oder sonstige Sicherheitsbedenken vorliegen. 2Das
Bundesverwaltungsamt stellt den für das Asylverfahren sowie für aufenthalts-
rechtliche Entscheidungen zuständigen Behörden diese Information umgehend
zur Verfügung. 3Die infolge der Übermittlung nach Absatz 1a und den Sätzen 1
und 2 erforderlichen weiteren Übermittlungen zwischen den in Satz 1 genann-
ten Behörden und den für das Asylverfahren sowie für die aufenthaltsrecht-
lichen Entscheidungen zuständigen Behörden dürfen über das Bundesverwal-
tungsamt erfolgen. 4Die in Satz 1 genannten Behörden dürfen die ihnen über-
mittelten Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Auf-
gaben erforderlich ist. 5Das Bundesverwaltungsamt speichert die übermittelten
Daten, solange es für Zwecke des Sicherheitsabgleiches erforderlich ist. 6Das
Bundeskriminalamt prüft unverzüglich, ob die nach Absatz 1a Satz 4 über-
mittelten Daten der betroffenen Person den beim Bundeskriminalamt gespei-
cherten personenbezogenen Daten zu einer Person zugeordnet werden kön-
nen, die zur Fahndung ausgeschrieben ist. 7 Ist dies nicht der Fall, hat das
Bundeskriminalamt die nach Absatz 1a Satz 4 übermittelten Daten der betrof-
fenen Person unverzüglich zu löschen. 8Ergebnisse zu Abgleichen nach Ab-
satz 1a Satz 5, die der Überprüfung, Feststellung oder Sicherung der Identität
dienen, können neben den für das Registrier- und Asylverfahren sowie für die
aufenthaltsrechtliche Entscheidung zuständigen Behörden auch der Bundes-
polizei, dem Bundeskriminalamt und den zuständigen Behörden der Polizei
übermittelt werden. 9Übermittlungsregelungen nach anderen Gesetzen bleiben
unberührt.

(3b) 1Die in Absatz 1 genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichten-
dienste teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit, ob Versagungs-
gründe nach § 27 Absatz 3a vorliegen. 2Werden den in Satz 1 genannten
Behörden während des nach Absatz 3 Satz 2 mitgeteilten Gültigkeitszeitraums
des Aufenthaltstitels Versagungsgründe nach § 27 Absatz 3a bekannt, teilen sie
dies der zuständigen Ausländerbehörde oder der zuständigen Auslandsvertre-
tung unverzüglich mit. 3Die in Satz 1 genannten Behörden dürfen die über-
mittelten Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Auf-
gaben erforderlich ist. 4Übermittlungsregelungen nach anderen Gesetzen blei-
ben unberührt.

(3c) 1 In Fällen der Mobilität nach den §§ 16c, 18e und 19a kann das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zur Feststellung von Ausweisungs-
interessen im Sinne von § 54 Absatz 1 Nummer 2 und 4 und zur Prüfung von
sonstigen Sicherheitsbedenken die bei ihm gespeicherten personenbezogenen
Daten zu den betroffenen Personen über das Bundesverwaltungsamt an die in
Absatz 2 genannten Sicherheitsbehörden übermitteln. 2Die in Absatz 2 ge-
nannten Sicherheitsbehörden teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich
mit, ob Ausweisungsinteressen im Sinne von § 54 Absatz 1 Nummer 2 oder 4
oder sonstige Sicherheitsbedenken vorliegen. 3Die in Satz 1 genannten Behör-
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den dürfen die übermittelten Daten speichern und nutzen, soweit dies zur
Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. 4Übermittlungsregelun-
gen nach anderen Gesetzen bleiben unberührt.

(4) 1Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat bestimmt
unter Berücksichtigung der aktuellen Sicherheitslage durch allgemeine Ver-
waltungsvorschriften, in welchen Fällen gegenüber Staatsangehörigen be-
stimmter Staaten sowie Angehörigen von in sonstiger Weise bestimmten Per-
sonengruppen von der Ermächtigung der Absätze 1 und 1a Gebrauch gemacht
wird. 2 In den Fällen des Absatzes 1 erfolgt dies im Einvernehmen mit dem
Auswärtigen Amt.

§ 73a Unterrichtung über die Erteilung von Visa. (1) 1Unterrichtungen
der anderen Schengen-Staaten über erteilte Visa gemäß Artikel 31 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 810/20091) können über die zuständige Stelle an den
Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt für Verfassungsschutz, den Militäri-
schen Abschirmdienst, das Bundeskriminalamt und das Zollkriminalamt zur
Prüfung übermittelt werden, ob der Einreise und dem Aufenthalt des Visum-
inhabers die in § 5 Absatz 4 genannten Gründe oder sonstige Sicherheits-
bedenken entgegenstehen. 2Unterrichtungen der deutschen Auslandsvertre-
tungen über erteilte Visa, deren Erteilung nicht bereits eine Datenübermittlung
gemäß § 73 Absatz 1 vorangegangen ist, können zu dem in Satz 1 genannten
Zweck über die zuständige Stelle an die in Satz 1 genannten Behörden über-
mittelt werden; Daten zu anderen Personen als dem Visuminhaber werden
nicht übermittelt. 3 § 73 Absatz 3 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(2) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat bestimmt im
Benehmen mit dem Auswärtigen Amt und unter Berücksichtigung der aktuel-
len Sicherheitslage durch allgemeine Verwaltungsvorschrift, in welchen Fällen
gegenüber Staatsangehörigen bestimmter Staaten sowie Angehörigen von in
sonstiger Weise bestimmten Personengruppen von der Ermächtigung des Ab-
satzes 1 Gebrauch gemacht wird.

§ 73b Überprüfung der Zuverlässigkeit von im Visumverfahren täti-
gen Personen und Organisationen. (1) 1Das Auswärtige Amt überprüft die
Zuverlässigkeit von Personen auf Sicherheitsbedenken, denen im Visumverfah-
ren die Erfüllung einer oder mehrerer Aufgaben, insbesondere die Erfassung
der biometrischen Identifikatoren, anvertraut ist oder werden soll und die
weder entsandte oder im Inland beschäftigte Angehörige des Auswärtigen
Dienstes noch Beschäftigte des Bundesamts für Auswärtige Angelegenheiten
sind (Betroffene). 2Anlassbezogen und in regelmäßigen Abständen unterzieht
das Auswärtige Amt die Zuverlässigkeit des in Satz 1 genannten Personenkreises
einer Wiederholungsprüfung. 3Die Überprüfung der Zuverlässigkeit erfolgt
nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Betroffenen.

(2) 1Zur Überprüfung der Zuverlässigkeit erhebt die deutsche Auslandsver-
tretung Namen, Vornamen, Geburtsnamen und sonstige Namen, Geschlecht,
Geburtsdatum und ‑ort, Staatsangehörigkeit, Wohnsitz und Angaben zum
Identitätsdokument (insbesondere Art und Nummer) des Betroffenen und
übermittelt diese über das Auswärtige Amt zur Prüfung von Sicherheitsbeden-
ken an die Polizeivollzugs- und Verfassungsschutzbehörden des Bundes, den

1) Nr. 15.
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Bundesnachrichtendienst, den Militärischen Abschirmdienst, das Bundeskrimi-
nalamt und das Zollkriminalamt. 2Die in Satz 1 genannten Sicherheitsbehörden
und Nachrichtendienste teilen dem Auswärtigen Amt unverzüglich mit, ob
Sicherheitsbedenken vorliegen.

(3) 1Die in Absatz 2 genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste
dürfen die übermittelten Daten nach den für sie geltenden Gesetzen für andere
Zwecke verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben
erforderlich ist. 2Übermittlungsregelungen nach anderen Gesetzen bleiben
unberührt.

(4) Ohne eine abgeschlossene Zuverlässigkeitsüberprüfung, bei der keine
Erkenntnisse über eine mögliche Unzuverlässigkeit zutage treten, darf der
Betroffene seine Tätigkeit im Visumverfahren nicht aufnehmen.

(5) 1 Ist der Betroffene für eine juristische Person, insbesondere einen exter-
nen Dienstleistungserbringer tätig, überprüft das Auswärtige Amt auch die
Zuverlässigkeit der juristischen Person anhand von Firma, Bezeichnung, Han-
delsregistereintrag der juristischen Person nebst vollständiger Anschrift (lokale
Niederlassung und Hauptsitz). 2Das Auswärtige Amt überprüft auch die Zu-
verlässigkeit des Inhabers und der Geschäftsführer der juristischen Person in
dem für die Zusammenarbeit vorgesehenen Land. 3Absatz 1 Satz 2 und 3 und
die Absätze 2 bis 4 gelten entsprechend.

§ 73c Zusammenarbeit mit externen Dienstleistungserbringern.
1Die deutschen Auslandsvertretungen können im Verfahren zur Beantragung

nationaler Visa nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4 mit einem externen Dienst-
leistungserbringer entsprechend Artikel 43 der Verordnung (EG) Nr. 810/
20091) zusammenarbeiten. 2 Satz 1 gilt auch für Visumanträge des Ehegatten
oder Lebenspartners und minderjähriger lediger Kinder zum Zweck des Fami-
liennachzugs zu einem Ausländer, der einen Visumantrag nach Satz 1 gestellt
hat, wenn die Ehe oder die Lebenspartnerschaft bereits bestand oder das Ver-
wandtschaftsverhältnis bereits begründet war, als der Ausländer seinen Lebens-
mittelpunkt in das Bundesgebiet verlegt hat.

§ 74 Beteiligung des Bundes; Weisungsbefugnis. (1) Ein Visum kann zur
Wahrung politischer Interessen des Bundes mit der Maßgabe erteilt werden,
dass die Verlängerung des Visums und die Erteilung eines anderen Aufenthalts-
titels nach Ablauf der Geltungsdauer des Visums sowie die Aufhebung und
Änderung von Auflagen, Bedingungen und sonstigen Beschränkungen, die mit
dem Visum verbunden sind, nur im Benehmen oder Einvernehmen mit dem
Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder der von ihm be-
stimmten Stelle vorgenommen werden dürfen.

(2) Die Bundesregierung kann Einzelweisungen zur Ausführung dieses Ge-
setzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen er-
teilen, wenn
1. die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder sonstige erhebliche

Interessen der Bundesrepublik Deutschland es erfordern,
2. durch ausländerrechtliche Maßnahmen eines Landes erhebliche Interessen

eines anderen Landes beeinträchtigt werden,

1) Nr. 15.
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